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SCHWARZWALD
Ausschuss fiir Verwaltung, Wirtschaft und Gesundheit BAAR E KREIS
des Schwarzwald-Baar-Kreises

Sitzung am 16.07.2018

Drucksache Nr. 079/2018 offentlich

Schiilerbeférderung: Anderung der Satzung iiber die Erstattung
der notwendigen Schiilerbeforderungskosten (SBKE-Satzung)
zum 01.08.2018

Anlagen:

Anlage 1 Anderungssatzung
Anlage 2 Synopse

Gaste: --

Sachverhalt:

In der Sitzung des Ausschusses fur Verwaltung, Wirtschaft und Gesundheit am
07.05.2018 wurde die Tarifanpassung des Verkehrsverbundes Schwarzwald-Baar
(VSB) zum 01.08.2018 vorgestellt. Aus den Reihen des Gremiums wurde in diesem
Zusammenhang beantragt, die Tarife auf Familienfreundlichkeit zu Uberprifen sowie
Anderungsmadglichkeiten in der SBKE-Satzung (Satzung Uber die Erstattung der
notwendigen Schulerbeférderungskosten) aufzuzeigen. Insbesondere sollte hier
auch eine Aussetzung der Dynamisierung der Eigenanteile fur Schiler gepruft wer-
den.

1. Sachstand

Entsprechend dem OPNV-Gesetz haben die Aufgabentrédger den Auftrag, eine aus-
reichende Bedienung der Bevolkerung mit Verkehrsleistungen des OPNV als freiwil-
lige Aufgabe der Daseinsvorsorge sicherzustellen. Gleichzeitig wurde den Landkrei-
sen als Aufgabentrager die Verpflichtung auferlegt, fur ihr Gebiet einen Nahver-
kehrsplan zu erstellen.

In den 1980er und 1990er Jahren hat der Landkreis bereits alle vom Land Ubernom-
menen Schilerverkehre auf Wirtschaftlichkeit Uberprift und die Schulbusse soweit
moglich in den offentlichen Personennahverkehr integriert. Dadurch konnte das Fahr-
tenangebot fur die Allgemeinheit erheblich verbessert werden. Aulerdem wurden
einzelne Teilraume des Landkreises Uberplant und mit der Bildung von Kooperatio-
nen zwischen den Verkehrstragern begonnen. Mit diesen Kooperationen verfolgte
der Landkreis mehrere Ziele:
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® Abbau unwirtschaftlicher Parallelverkehre
Optimierung der Fahrzeugumlaufe

® Schaffung eines OPNV-Grundangebotes auch zu Zeiten schwécherer Ver-
kehrsnachfrage (z. B. in Tagesrandlagen und am Wochenende)

@ Bildung von Transportketten durch funktionierende Umsteigeverbindungen

® Verbesserungen im Tarifbereich durch eine gegenseitige Anerkennung der
Fahrscheine

S

Der Nahverkehrsplan des Schwarzwald-Baar-Kreises bildet den Rahmen fur die
weitere Entwicklung des offentlichen Personennahverkehrs. Er enthalt eine Be-
standsaufnahme der vorhandenen Einrichtungen und Strukturen sowie der Be-
dienung im OPNV. Die Bestandsaufnahme wird dann in einer Verkehrsanalyse
bewertet. Weiterer Inhalt ist eine Verkehrsprognose, also eine Abschatzung des
zukinftigen Verkehrsaufkommens im OPNV und im motorisierten Individualver-
kehr. AulRerdem enthalt der Nahverkehrsplan die mittelfristigen Ziele und Rah-
menvorgaben fur die kinftige OPNV-Gestaltung.

In den Jahren 2016 und 2017 wurde der Nahverkehrsplan unter Beteiligung der
betroffenen Gebietskorperschaften und unter Mitwirkung der Verkehrsunterneh-
men aufgestellt und am 6. November 2017 vom Kreistag beschlossen. Es wird
nunmehr das Ziel von Landkreis und Verkehrsunternehmen sein, Schritt fur
Schritt die Vorgaben im Kreisgebiet umzusetzen.

Insbesondere im landlichen Raum werden die Schilerinnen und Schiler von dem
kunftig deutlich verbesserten Fahrplanangebot (nicht nur fir Fahrten zur Schule)
profitieren.

1.1 Tarif

Seit 1. September 2000 wird im Schwarzwald-Baar-Kreis ein einheitlicher Ver-
bundtarif angewandt, der die fruiheren unterschiedlichen Haustarife der 16 Ver-
kehrsunternehmen zu einem einheitlichen Tarifsystem zusammenfasst. Die Fahr-
gaste mussen auch bei Benutzung mehrerer Verkehrsmittel nur noch einen Fahr-
schein I6sen. Gleichzeitig wurde das frihere Tarifniveau durch den Verbundtarif
um etwa 20 % abgesenkt. Der Landkreis bezuschusst den Verkehrsverbund
Schwarzwald-Baar (VSB) mit jahrlich rund 2,2 Mio €, hievon tragt das Land ei-
nen Anteil von ca. 780.000 €.

Zielsetzung bei der Preisgestaltung bei den Verbundtarifen war, die Zahl der
Fahrgaste zu steigern, was in den Folgejahren auch gelungen ist.

Insgesamt wurde zwischenzeitlich ein sehr vielfaltiges und familienfreundliches
Angebot geschaffen:

v Differenziertes Ticketangebot: Einzelfahrscheine fiir Kinder und Erwachse-
ne, Zeitkarten (Wochen- und Monatskarten), Tageskarten flr Einzelperso-
nen und Familien, ermaligte Gruppenfahrscheine sowie auch ein entspre-
chendes Angebot im 3er-Tarifgebiet (VSB, VVR, TUTicket).
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v

Gunstige Tages-Tickets fur Familien und Gruppen: Fir max. 5 Personen
oder max. 2 Erwachsene und alle eigenen Kinder bis einschliel3lich 14 Jah-
re mit einer Gultigkeit an Mo-Fr. von 8:00 Uhr bis Betriebsschluss und
sonst ganztagig z.Zt. 9,00 Euro (1 Zone), 13,90 € (2 Zonen), 19,90 € (3
Zonen) und 25,90 € (VSB-Tarifgebiet).

Mitnahmeregelung bei Monatskarten oder Jahresabo fir Erwachsene: An
Samstagen und Sonntagen Mitnahme von zusatzlich einem Erwachsenen
und 4 Kindern oder alle eigenen Kinder bis einschlief3lich 14 Jahre im ge-
samten VSB-Gebiet.

Schulermonatskarte im Kurzstreckenbereich (KSM-Karte): Im Schuljahr
1990/91 wurden fur die Grund-/Sonder- und Forderschuler die KSM-Karten
eingefuhrt. Diese ermdglichen es Schilern im nicht kostenerstattungsbe-
rechtigten 3-Kilometerbereich eine vergunstigte Schilermonatskarte zu
erwerben. Den Differenzbetrag in Hohe von 10,30 € tragen halftig die Ge-
meinde und der Landkreis. Vereinbarungen zur Ausgabe dieser KSM-
Karten bestehen derzeit mit den Gemeinden Bad Durrheim, Furtwangen,
Triberg, Vilingen-Schwenningen, Donaueschingen und Schonach.

Freizeitregelung bei der Schulermonatskarte ,VSB-Card®“: An Wochenta-
gen ab 14 Uhr und an landeseinheitlichen Ferientagen und am Wochenen-
de ganztags, kdnnen Inhaber einer Schilermonatskarte kostenlos den ge-
samten Nahverkehr in den Landkreisen Lorrach (RVL), Waldshut (WTV),
Breisgau-Hochschwarzwald (RVF), Emmendingen (RVF), Ortenaukreis
(TGO), Rottweil (VVR), Tuttingen (TUTicket), Konstanz (VHB) und im
Stadtkreis Freiburg (RVF) nutzen.

VSB-Card Sommer: Der VSB bietet diese Aktion jedes Jahr in den Som-
merferien an; dabei kénnen sich Schiler die Monatskarte flir September
bereits Ende Juli kaufen und fahren mit dieser Karte die ganzen Sommer-
ferien umsonst im Gebiet der VSB-Card (s. oben).

Baden-Wurttemberg-Ticket Young: Gilt fir bis zu 5 Personen einen Tag
lang bis zum vollendeten 27. Lebensjahr oder max. 2 Personen zum voll-
endeten 27. Lebensjahr mit beliebig vielen Kindern bis einschlieRlich 14
Jahre (z.Zt. 21,00 Euro fir 1 Person und jede weitere 6,00 Euro).

Das Ticket badisch24 ist ein Anschluss-Ticket, welches eine gliltige VSB-
Card (Wochen-/Monats-/Studenten-/Abo-Card) auf dem gesamten Gebiet
der Verbunde TGO, RVF, VSB, RVL, WTV fur 24 Stunden zum Preis von
derzeit 12,00 Euro erweitert.

Weiterhin gibt es das Anschluss-Ticket TGO, RVF, WTV: Werden als Mo-
natsCard (an den Kalendermonat gebunden) ausgegeben und gelten aus-
schliellich in Verbindung mit einer im selben Monat gliltigen Monats- oder
AboCard des VSB fir Erwachsene im Ubergangsbereich der Nachbarver-
bunde (z.Zt. 22,00 Euro)

StudentCard: Ein glnstiges Angebot fur Studierende. Sie gilt pro Semester
(6 Monate) und kostet bspw. im VSB-Tarifgebiet (Zone 1-10) 159 Euro. Die
Freizeitregelung gilt hier zudem von Montag bis Freitag ab 14:00 Uhr und
ganztagig an Samstagen, Sonn- und Feiertagen sowie landeseinheitlichen
Ferientagen (nicht an beweglichen Ferientagen) sowie in der Zeit vom Frei-
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tag vor Rosenmontag bis zum Freitag nach Rosenmontag im Tarifgebiet
der Verbunde VSB, VVR und TUTicket (Zone 1-27)

1.2 Schilerbeféorderungskosten

In landlichen Gebieten bildet bisher der Ausbildungsverkehr das Rickgrat des
OPNV. Der Landkreis ist nach § 18 des Finanzausgleichsgesetzes (FAG) Kostentra-
ger fur alle Schulen im Kreisgebietund erstattet den Schultragern die notwendigen
Beforderungskosten entsprechend seiner Satzung.

Fur die Schulerbeférderung im Schwarzwald-Baar-Kreis werden derzeit jahrlich ins-
gesamt rund 9 Mio. € ausgegeben. Vom Land erhalt der Landkreis Zuweisungen fir
den Schulerverkehr in Hohe von ca. 5,1 Mio. € jahrlich. Die Einnahmen aus Eigenan-
teilen belaufen sich auf rund 3,5 Mio € jahrlich.

Durch den Aus- und Umbau des Schulsystems (z. B. verlassliche Grundschulen,
Ganztagesschulen und -betreuung, Einfihrung des 8-jahrigen Gymnasiums) sowie
die demographische Entwicklung befindet sich der Schulerverkehr stetig im Um-
bruch. Die Verwaltung arbeitet daher permanent daran, die gesamten Schulerverke h-
re auf ihre Wirtschaftlichkeit zu Uberprifen und den Fahrzeug- und Personaleinsatz
zu optimieren. Kostensteigerungen sind jedoch dabei auch immer durch die steigen-
den Energiepreise und die Lohnabschllisse beim Fahrpersonal zu erwarten, was sich
bei den Beforderungsvertragen durch entsprechend hdhere Vergitungsforderungen
widerspiegelt.

Mit der Umsetzung des Nahverkehrsplans in den kommenden Jahren sollen zahlrei-
che Schulerbeforderungsvertrage in die neuen Verkehrskonzepte integriert werden.
Den Einsparungen bei den Schilerbeférderungsvertragen stehen jedoch die Kosten
fur die Umsetzung der Verkehrskonzepte gegenuber.

1.3 SBKE-Satzung

Nach § 18 Abs. 1 des Finanzausgleichsgesetzes Baden-Wirttemberg (FAG) erstat-
ten die Landkreise den offentlichen und privaten Schultragern die notwendigen Schu-
lerbeférderungskosten. Entsprechend § 18 Abs. 2 FAG kdnnen die Landkreise durch
Satzung bestimmen:

e Umfang und Abgrenzung der notwendigen Beférderungskosten einschl. der
Festsetzung von Mindestentfernungen,

e Hohe und Verfahren der Erhebung eines Eigenanteils,

e Pauschalen oder Hochstbetrage fur die Kostenerstattung sowie Ausschluss-
fristen fur die Geltendmachung von Erstattungsansprichen,

e Verfahren der Kostenerstattung zwischen Schilern bzw. Eltern und Schultra-
ger sowie zwischen Schultrager und Landkreis.

Der Kreistag des Schwarzwald-Baar-Kreises hat auf dieser Grundlage die ,Satzung
Uber die Erstattung der notwendigen Schulerbeférderungskosten (SBKE-Satzung)
beschlossen, die zuletzt am 4. November 2013 geandert wurde.

Die SBKE-Satzung sieht vor, dass sich die Schuler bzw. deren Eltern an den (jahrlich
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steigenden) Schulerbeférderungskosten in moderater Hohe beteiligen.

Im Schuljahr 2017/2018 haben im Schwarzwald-Baar-Kreis rund 10.000 Schulerin-
nen und Schiler Eigenanteile fur die Schulerbeforderung entrichtet. Je nach Schulart
sind unterschiedlich hohe Eigenanteile zu zahlen, den Differenzbetrag zu den Befor-
derungskosten tragt der Landkreis.

Durch verschiedene Regelungen in der Satzung ist bereits heute gewahrleistet, dass
der finanzielle Aufwand fur kinderreiche Familien und sozial schwache Familien ab-
gefedert wird.

v" Pro Familie mussen fiir maximal 2 Kinder Eigenanteile entrichtet werden.

v' Sofern Familien Uber ein geringes Einkommen verfigen, kann die Befreiung
vom Eigenanteil beantragt werden. Dabei werden die Vermodgensverhaltnisse
der Familie in Anlehnung an das Sozialhilferecht gepruft und bei Vorliegen der
Voraussetzungen die Befreiung von der Eigenanteilszahlung gewahrt.

v' Die Schiler der Sonderschulen und Sonderschulkindergarten (bis einschl.
Klasse 4) zahlen keinen Eigenanteil.

v" Der Eigenanteil ist nicht von der Entfernung zwischen Wohnung und Schule
abhangig. Auch wer einen weiten Schulweg zurtcklegen muss, zahlt nur den
flr seine Schulart vorgesehenen Eigenanteil, sofern die jeweils nachstgelege-
ne Schule besucht wird.

v' Geplant ist zudem eine Erhdhung der PKW —Vergitungssatze in Anlehnung
an das Reisekostenrecht sowie die Erhdhung des Hochstbetrages flir das
kommende Schuljahr 2018/19.

2. Anderungsmaoglichkeiten der SBKE-Satzung

2.1 Anpassung der Eigenanteile nach § 6 Abs. 1 SBKE-Satzung

Nach § 6 Abs.1 der Satzung uber die Erstattung der notwendigen Schulerbeforde-
rungskosten (SBKE-Satzung) in der Fassung vom 4. November 2013 haben die EI-
tern bzw. die volljghrigen Schiler zu den notwendigen Beférderungskosten einen
monatlichen Eigenanteil zu bezahlen. Die Hohe dieses Eigenanteils errechnet sich
aus dem Preis einer Schulermonatskarte des VSB der niedrigsten Preisstufe A ab-
zlglich eines in § 6 Abs. 1 a), b) und c) der SBKE-Satzung festgelegten Betrages,
den der Landkreis an den Beforderungskosten tUbernimmt.

Derzeit betragt der Preis der VSB-Schulermonatskarte der Preisstufe A 39,20 €.
Durch die zum 1. August 2018 erfolgende Erhdhung der Verbundtarife (vgl. Drucksa-
che Nr. 050/2018 des Ausschusses fur Verwaltung, Wirtschaft und Gesundheit) er-
hoht sich der Preis der Schilermonatskarte der Preisstufe A von derzeit 39,20 € um
1,10 € auf 40,30 €. Die Verwaltung hat verschiedene Varianten fur die Gestaltung der
Eigenanteile vorbereitet.

Grundlage der Berechnungen sind die Schilerzahlen aus dem aktuellen Schuljahr
2017/18. Es werden 11 Schulmonate/Jahr berechnet.
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Variante A:

Der Zuschuss des Landkreises bleibt unverandert, die Eigenanteile steigen im Malle
der Tariferhdhung an. Wie bereits in der Vergangenheit gehandhabt, wirde die Tarif-
erhohung des VSB an die Kunden und somit auch an die Schuler weitergegeben.
Dies wurde die Schiler fur das gesamte Schuljahr mit max. 12,10 € Mehrkosten be-
lasten. Je Familie mussten max. 24,20 € pro Schuljahr mehr bezahlt werden, da
hochstens 2 Kinder einer Familie eigenanteilspflichtig sind.

Tabelle 1: Eigenanteile bisher und neu fur die Schuler bzw. deren Eltern:

Schiilergruppe Preis Schiiler- Kreisanteil Monatlich Monatlich
monatskarte nach§ 6 zu zahlender | zu zahlender
Preisstufe A Abs. 1 Eigenanteil Eigenanteil
SBKE-
Ab 08/2018 Satzung bisher neu

Schiiler der Grundschulen und
Kinder der Grundschulférderklassen 40,30 € 25,30 € 13,90 € 15,00 €

a [ [§ 6a Abs. 1a) SBKE-Satzung]

Schiiler der Hauptschulen (KI. 5-9) und der

Férder- und Sonderschulen (KI. 5-9) 40,30 € 12,30 € 26,90 € 28.00 €
b | [§6 Abs.1b) SBKE-Satzung] ’

Schiiler der Realschulen (auRer Abendreal-
schulen), Gymnasien (aulRer Abendgymnasi-
en), Werkrealschulen, Gemeinschaftsschulen,
Be)ruflichen Schulen (auer Schiiler mit Ausbil- 40,30 € 3,40 € 35,80 € 36,90 €
dungsvergiitung), Berufsoberschulen, des

€ | Berufsgrundbildungsjahres und Berufsvorbei-
tungsjahres, der Berufsfachschulen und der
Freien Waldorfschulen (abKI. 5) [§ 6 Abs. 1c)
SBKE-Satzung]

Variante B:

Die diesjahrige Tariferhdhung des VSB wird fir die Schiler im Schwarzwald-Baar-
Kreis vom Landkreis Ubernommen. Der bisherige Eigenanteil der Schiler wirde sich
hierbei nicht erhdhen. Der Landkreis wirde pro Schiler/Monat zusatzlich zum bishe-
rigen Zuschuss 1,10 € bezahlen. Fir den Landkreis wurden hierdurch jahrlich Mehr-
kosten von rund 121.000 € entstehen (sh. Tabelle 2). Dieser Betrag wirde in kunfti-
gen Jahren dauerhaft beim Landkreis bleiben und jeweils bei VSB-Tariferhdhung
entsprechend ansteigen.
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Tabelle 2: Kosten des Landkreises bisher und bei Ubernahme der Tariferhdhung

Schiilergruppe

Anzahl
der
Schiiler

Kreisanteil
je Schiiler/
Monat

bisher

Kreisanteil
je Schuljahr

bisher

Kreisanteil
je Schiiler/
Monat

neu

Kreisanteil
je Schuljahr

neu

Mehrkosten
Landkreis

§ 6a Abs. 1a) SBKE-Satzung
Schiler der Grundschulen

720

25,30 €

200.376 €

26,40 €

209.088 €

8.7112 €

und Kinder der Grundschul-
forderklassen

§ 6 Abs. 1b) SBKE-Satzung
b | Schiler der Hauptschulen
(KI. 5-9) und der
Foérderschulen (K. 5-9)
und Sonderschulen (KI. 5-9)

353 12,30 € 47.761 € 13,40 € 52.032 €

4.271 €

§ 6 Abs. 1c) SBKE-Satzung
Schiler der Realschulen
(auBer Abendrealschulen),
Gymnasien (auer Abend-
gymnasien),

¢ | Werkrealschulen,
Gemeinschaftsschulen,
Beruflichen Schulen (auller
Schiler mit Ausbildungsver-
gutung),

Berufsoberschulen,

des Berufsgrundbildungsjah-
res und
Berufsvorbereitungsjahres,
der Berufsfachschulen und
der

freien Waldorfschulen (ab KI.
5)

8.900 3,40 € 332.860 € 4,50 € 440.550 €

107.690 €

Gesamt 9.973 580.997 € 701.670 €

120.673 €

Variante C:

Diese Variante sieht eine Befreiung von der Eigenanteilspflicht der Schiler in Grund-
schulen und Grundschulférderklassen sowie eine Erhéhung (im Umfang der VSB-
Tariferhdhung) bei den restlichen Schulergruppen vor. Durch die Befreiung der Schu-
lergruppe a) von der Eigenanteilspflicht wirden fir den Landkreis Mehrkosten in H6-
he von derzeit jahrlich rund 118.000 € entstehen. Dieser Betrag wirde in kunftigen
Jahren dauerhaft beim Landkreis bleiben und jeweils bei VSB-Tariferhdhung ent-
sprechend ansteigen.

Denkbar waren ev. auch ,Zwischenvarianten®, bei denen z. B. der Landkreis 0,60 €
der Tariferhohung tragt, die Schiler 0,50 €. Hierbei hatte der Landkreis jahrliche
Mehrkosten von rund 66.000 € zu tragen.
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Im Folgenden sind die von Nachbarlandkreisen erhobenen Eigenanteile ab dem
kommenden Schuljahr dargestellt:

Landkreis Eigenanteile

Ortenaukreis Einheitlich 36,50 € ab KI. 5 (bisher 36,00 €)

Waldshut Derzeit einheitlich 38,00 € ab KI. 5
Erhdhung vorgesehen

Breisgau- Derzeit einheitlich 42,00 € ab KI. 5

Hochschwarzwald Erhdhung vorgesehen

Tuttlingen 15,00 € ( bisher 14,00 €) fUr Schuler der Hauptschulen, Werk-
realschulen, Gemeinschaftsschulen, Sonderpadagogischen
Bildungs- und Beratungszentren ab Kl. 5

32,50 € (bisher 31,50 €) flr Schiler der Realschulen, Werkre-
alschulen, Gemeinschaftsschulen ab KI. 10, Gymnasien, Be-
rufsschulen, Grundschulférderklassen

Rottweil Die Eigenanteile richten sich nach den Preisstufen verschie-
dener Verkehrsverbinde (VVR, 3-er Tarif, Naldo, VGF, Haus-
tarife) und sind somit sehr vielfaltig. Die Schiler der Forder-
schulen, Hauptschulen, Werkrealschulen ab KI. 5 zahlen zwi-
schen 18,50 € und 36,70 €, Realschuler, Gymnasiasten, Be-
rufsschiler und Werkrealschiler Kl. 10 zahlen zwischen 28,50
€und 58,10 €.

Bei Schilern der Grundschulforderklassen werden 42,70 € bei
Beforderung mit Schulerfahrzeugen erhoben, Sonderschuler
zahlen 20,40€ ab KI. 5

2.2 Anpassung der Vergutungssatze fiir den Einsatz privater Kraftfahrzeuge an
die allgemeine Kostenentwicklung:

§ 13 der SBKE-Satzung regelt die Kostenerstattung im Schulerverkehr beim Einsatz
von privaten Kraftfahrzeugen. Der Einsatz von Privat-PKWs fir die Schilerbeférde-
rung ist genehmigungsfahig, wenn im Einzelfall weder die Benutzung offentlicher
Verkehrsmittel noch von Schulerfahrzeugen/Schulbussen maoglich ist.

Derzeit werden 0,20 € pro Kilometer notwendiger Fahrstrecke beim Einsatz eines
PKW und 0,10 € bei Kraftradern erstattet. Bei Fahrgemeinschaften mit zwei Schulern
wird ein Kilometer-Satz in Hohe von 0,25 € gewahrt. Ab drei Schilern und mehr wird
der Hochstsatz von 0,30 € abgerechnet. Die Kilometersatze werden pro Schultag fur
eine Hin- und eine Ruckfahrt fur maximal 180 Schultage je Schuljahr erstattet. Erfolgt
die Beférderung durch Dritte, wird bei der Ermittlung der Pauschale die doppelte Ent-
fernung zugrunde gelegt.

Eine Erhdhung der Kilometer-Pauschale erfolgte im Schwarzwald-Baar-Kreis letzt-
mals im Jahr 2012. Damals wurde der Vergutungssatz fir einen Schuler von 0,15 €
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auf 0,20 € pro Kilometer bei PKW und von 0,08 € auf 0,10 € bei Kraftradern erhoht.
Angesichts der Kostenentwicklung in den letzten Jahren halt die Verwaltung eine Er-
hohung der Kilometer-Satze fur notwendig.

Es ist vorgesehen, in Anlehnung an die Satzungen anderer Landkreise den § 13 Abs.
2 und 3 der SBKE-Satzung zu verallgemeinern um somit einen stetigen Anderungs-
bedarf zu vermeiden. Die konkreten Km-Satze werden ab sofort nicht mehr in der
Satzung benannt. Die Satzung verweist nun auf das Reisekostenrecht, welches dann
in der jeweils gultigen Fassung angewandt wird. Laut der aktuell gultigen Fassung
des Reisekostenrechts wird fur PKW ein Kilometersatz von 0,30 € und fur Kraftrader
ein Kilometersatz von 0,20 € abgerechnet.

Die Erhdhung der Kilometersatze wurde pro Jahr einen Mehraufwand von ca. 18.000
€ fur den Landkreis bedeuten.

2.3 Anpassung des Hochstbetrages:

§ 14 der SBKE-Satzung regelt die Hochstbetrage, welche bei entstandenen notwen-
digen Beforderungskosten den Schulern erstattet werden. Derzeit belauft sich der
Hochstbetrag auf 767 € pro Schuljahr. Ausgenommen hiervon sind Schiler der Son-
derschulen fur Geistig- und Korperbehinderte. Fir diesen Personenkreis gelten keine
Hochstbetrage. Fur Schiler der Schulkindergarten gilt ein Hochstbetrag von 2.600 €.

Diese Betrage gelten seit Jahren unverandert. Aufgrund der allgemeinen Kostenstei-
gerung sollte auch hier eine Anpassung erfolgen. Relevant ist die Hochstbetragsre-
gelung vorwiegend fur Schuler, die fur Fahrten zur Schule oder Haltestelle auf den
eigenen PKW angewiesen sind, und fur Schuler, die aus anderen Landkreisen
stammen und neben dem VSB-Tarif weitere Anschlusstickets bendtigen.

Eine Erhdhung des Hochstbetrages von 767 € auf 1.200 € je Schiler und Schuljahr
wird seitens Verwaltung fur angemessen erachtet. Der Hochstbetrag fur Schiler in
Schulkindergarten (2.600 €) ist auskommlich und bedarf keiner Erhéhung.

Eine Hochrechnung ergibt, dass der Landkreis bei einem Hochstbetrag von 1.200 €
rund 25.000 € Mehrkosten pro Jahr zu tragen hatte.

2.4 Erganzung der Erstattungsvoraussetzungen gem. § 1 SBKE-Satzung:

Grundsatzlich erstattet der Landkreis laut SBKE-Satzung
e den Schultragern,
e den Wohngemeinden, wenn eine Schule aulerhalb von Baden-Wurttemberg
besucht wird,
e den Schilern der in seiner Tragerschaft stehenden Schulen
die entstehenden notwendigen Beforderungskosten abzuglich der Eigenanteile.

Beférderungskosten werden allerdings nur fur Kinder in Schulkindergarten, Grund-
schulférderklassen und fur Schiler derin§ 18 Abs. 1 FAG genannten Schulen er-
stattet, soweit sie in Baden-Wurttemberg wohnen. Beférderungskosten werden nicht
erstattet fur Schiler, die eine Forderung, ausgenommen Darlehen, nach dem Ausbil-
dungsfoérderungsgesetz (BAf6G) oder dem Sozialgesetzbuch Il (Berufsausbildungs-
beihilfe — BAB) erhalten.
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Mit Schreiben vom 16. Februar 2017 teilte der Landkreistag Baden-Wurttemberg mit,
dass die Gewahrung von Leistungen nach dem Aufstiegsfortbildungsférderungsge-
setz (AFBG oder Aufstiegs-BAfoG) eine Erstattung der Beforderungskosten aus-
schlieft.

Das AFBG fordert alle, die sich mit einem Lehrgang oder an einer Fachschule auf
eine anspruchsvolle berufliche Fortbildungsprifung in Voll- und Teilzeit vorbereiten.
Dies unabhangig vom Alter. Es fordert die Vorbereitung auf mehr als 700 Fortbil-
dungsabschllisse wie z. B: Meister/in, Fachwirt/in, Techniker/in, Erzieher/in oder Be-
triebswirt/in.

Der Landkreistag teilte in seinem Schreiben unter anderem mit, dass das AFBG laut
§ 10 Abs. 2 AFBG auf den Bedarfssatz nach § 13 Abs. 1 Nr. und Abs. 2 Nr. 2 und auf
§ 13 a des Bundesausbildungsforderungsgesetz (BAfoG) verweist. Bei der Forde-
rung nach AFBG gibt es zwei verschiedene Arten der Unterstiitzung. MalRnahmen-
beitrag (z. B. Lehrgangskosten § 10 Abs. 1 AFBG) oder Unterhaltsbeitrag (§ 10 Abs.
2 AFBG).

Da das AFBG auf den im BAfoG geregelten Bedarfssatz verweist und dieser die
Fahrtkosten zur Ausbildungsstatte umfasst, besteht grundsatzlich kein Anspruch auf
Erstattung der Schulerbeforderungskosten bei dem Erhalt des Unterhaltsbeitrages
nach § 10 Abs. 2 AFBG. Die Erstattung der Schilerbeférderungskosten ist daher nur
bei Erhalt des MalRnhahmenbeitrages mdglich.

Die Geschaftsstelle des Landkreistages empfiehlt daher die Schiler, welche Forde-
rungen nach dem AFBG in der Art des Unterhaltsbeitrags empfangen, analog den
Schilern, die eine Forderung nach dem BAf6G erhalten, zu behandeln.

Die SBKE-Satzung § 1 Abs. 2 wird dahingehend um § 10 Abs. 2 Aufstiegsfortbil-
dungsférderungsgesetz (AFBG) erganzt.

Erganzend wird in der Satzung die Bezeichnung ,Ausbildungsférderungsgesetz (BA-
foG)“ redaktionell geandert. Das Satzungsmuster des Landkreistags betitelt das ge-
nannte Gesetz als Bundesausbildungsférderungsgesetz. Das Wort Ausbildungsfor-
derungsgesetz wird abgeandert auf Bundesausbildungsférderungsgesetz.

Stellungnahme der Verwaltung:

Die Verwaltung spricht sich daftir aus, die Dynamisierung der Eigenanteile entspre-
chend der Tariferh6hung des VSB wie bisher beizubehalten (Ziffer 2.1 Variante A).

Des Weiteren werden die Anpassungen gem. Ziffer 2.2 und 2.3 seitens Verwaltung
angeregt um den allgemeinen Kostenentwicklungen gerecht zu werden.

Auch die Anderung gem. Ziffer 2.4 entsprechend der Empfehlung des Landkreistags
wird seitens Verwaltung beflirwortet.


https://de.wikipedia.org/wiki/Bundesausbildungsf%C3%B6rderungsgesetz
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Beschlussvorschlag:

Der Ausschuss flr Verwaltung, Wirtschaft und Gesundheit empfiehlt dem Kreistag,
die Anderung der Satzung Uber die Erstattung der notwendigen Schiilerbeférde-
rungskosten entsprechend der Anlage 1 mit den folgenden Inhalten zu beschlieBen:

1. Die Dynamisierung der Eigenanteile wird analog der Tariferhhung des VSB
beibehalten.

2. Die Vergutung beim Einsatz eines privaten Kraftfahrzeuges wird an das jeweils
geltende Reisekostenrecht angepasst.

3. Der Hochstbetrag der pro Schiiler/Schuljahr erstattungsfahig ist, wird von
767 € auf 1.200 € erhdht. Bei Schiilern der Schulkindergarten gilt unverandert
ein Hochstbetrag von 2.600 €, bei Schiilern der Sonderschulen wird nach wie
vor kein Hochstbetrag angewandt.

4. Zusatzlich wird in § 1 der Satzung die Bezeichnung Aufstiegsfortbildungsforde-
rungsgesetz aufgenommen. Die Bezeichnung Ausbildungsférderungsgesetz
wird durch die Bezeichnung Bundesausbildungsférderungsgesetz ersetzt.



	Datum
	Beratungsfolge
	FLD_VONR
	Anlage
	Sachverhalt
	Beschlußvorschlag

